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Konjunkturlage
in Deutschland

Grundtendenzen

Die deutsche Wirtschaft ist in den letzten Mo-

naten des vergangenen Jahres in konjunktu-

reller Hinsicht nicht weiter vorangekommen.

Damit befindet sie sich seit dem Sommer

2004 praktisch in einer zyklischen Seitw�rts-

bewegung. Nach den j�ngsten Berechnun-

gen des Statistischen Bundesamtes nahm das

reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) im vierten

Quartal, schaltet man die �blichen saisonalen

Schwankungen und den Einfluss der in die-

sem Jahr vergleichsweise hohen Zahl von

Arbeitstagen aus, um 0,2% gegen�ber dem

vorangegangenen Dreimonatsabschnitt ab.

Dabei wird der im langj�hrigen Durchschnitt

ermittelte Einfluss zus�tzlicher Arbeitstage

auf die Produktion angesetzt. Denkbar ist

aber, dass der (nicht direkt messbare) tats�ch-

liche Arbeitstageeffekt im vierten Quartal

2004 geringer ausgefallen ist, als es nach

Maßgabe des mehrj�hrigen Mittelwerts zu

erwarten gewesen w�re. Dies k�nnte darauf

zur�ckzuf�hren sein, dass die zus�tzlichen

Arbeitstage in die weihnachtliche Urlaubs-

phase fielen.

Im Vergleich zum Vorjahr ergibt sich ein An-

stieg um 0,6%, nach 1,2% im Sommer. Un-

ter Ber�cksichtigung der Tatsache, dass im

Berichtszeitraum 2 1�2 Arbeitstage mehr als im

Vorjahr zur Verf�gung standen und deshalb

die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden h�her

ausfiel, betr�gt der Zuwachs 1,5%. Die jetzt

vorliegenden Ergebnisse der VGR f�r das Jahr

2004 sind etwas ung�nstiger als nach der ers-

ten Meldung des Statistischen Bundesamtes

von Mitte Januar dieses Jahres. Das jahres-

durchschnittliche Wachstum des BIP bel�uft

Konjunktur in
Seitw�rts-
bewegung
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sich nunmehr kalenderbereinigt auf 1,0%

beziehungsweise 1,6% in der Berechnungs-

weise nach Ursprungswerten.

Die Stockung im konjunkturellen Erholungs-

prozess liegt sicherlich zun�chst daran, dass

der weltwirtschaftliche Wachstumskurs seit

der Jahresmitte 2004 flacher geworden ist

und die mit der Aufwertung des Euro einher-

gehende Verschlechterung der preislichen

Wettbewerbsf�higkeit d�mpfend wirkte. Die

Exporte, bislang Hauptantriebskraft der ge-

samtwirtschaftlichen Produktionszunahme,

erwiesen sich nun als offene Flanke der Kon-

junktur. Zudem belastete die von den interna-

tionalen Roh�lm�rkten verursachte Energie-

verteuerung die Inlandsnachfrage und hier

vor allem den privaten Konsum. Das Zusam-

mentreffen von �lpreis- und Aufwertungs-

effekten hat aber auch deshalb deutliche

Spuren im gesamtwirtschaftlichen Produktions-

prozess hinterlassen, weil der Binnenkonjunk-

tur der Durchbruch bisher nicht gelungen ist.

Insofern befindet sich die deutsche Wirtschaft

auch nach eineinhalb Jahren noch in der An-

fangsphase einer konjunkturellen Erholung.

Trotz der außenwirtschaftlichen St�reinfl�sse

haben sich die Stimmungslage der gewerb-

lichen Unternehmen und das Konsumklima

der privaten Haushalte in letzter Zeit aber

etwas verbessert. Offensichtlich teilen viele

Investoren und Verbraucher die Einsch�tzung,

dass die derzeitige konjunkturelle Seitw�rts-

bewegung im Laufe dieses Jahres wieder in

einen Wachstumsprozess einm�nden wird.

Allerdings zeigt die Entwicklung im vierten

Quartal auch, dass die Wirtschaft ohne

Schwung in das neue Jahr gegangen ist. Dies

gilt f�r alle wichtigen Nachfrageaggregate

und Wirtschaftsbereiche. Da die Industrie in

den letzten Monaten des vergangenen Jahres

zur Schw�che neigte, d�rften die wieder

etwas h�heren Exportlieferungen zu einem

Großteil aus Vorratsbest�nden stammen. Die

Aufwendungen f�r Maschinen und andere

Ausr�stungsg�ter k�nnten nach dem kr�fti-

gen Anstieg im dritten Quartal zuletzt wieder

niedriger gewesen sein. Bei den Bauten wirk-

ten umfangreiche und in manchen Regionen

weiter steigende Leerst�nde anhaltend

d�mpfend. Die im vierten Quartal �blichen

witterungsbedingten Produktionseinschr�n-

kungen sind in diesem Jahr aber wohl ver-

gleichsweise gering ausgefallen. Die K�ufe

der privaten Haushalte beim Einzelhandel

hielten sich in den letzten Monaten des ver-

gangenen Jahres weiterhin in Grenzen. Ein

saison- und kalenderbereinigt, vierteljährlich
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guter Auftakt im Oktober wurde durch einen

deutlichen R�ckgang im Folgemonat wieder

zunichte gemacht, und auch das Weihnachts-

gesch�ft brachte keine Wende. Allerdings hat

sich die Zur�ckhaltung beim Kauf von Kraft-

fahrzeugen, die im dritten Quartal deutlich zu

sp�ren gewesen war, im Herbst vergangenen

Jahres nicht fortgesetzt. Im Durchschnitt des

vierten Quartals erh�hten sich vielmehr die

Zulassungen saisonbereinigt um nicht weni-

ger als 211�2 % auf einen seit Jahren nicht

mehr erreichten H�chststand. Zudem haben

die K�ufe von Mineral�lprodukten, speziell

Heiz�l, zugenommen, nachdem sie zuvor auf

Grund der steigenden Preise vielfach zur�ck-

gestellt worden waren. Insgesamt kam es da-

her in den letzten Monaten des vergangenen

Jahres zu einem leichten Anstieg des privaten

Verbrauchs. Eine nachhaltige Zunahme der

Konsumbereitschaft kann daraus aber noch

nicht abgeleitet werden.

Produktion und Arbeitsmarkt

Die Gesch�ftslage in der Industrie hat sich in

den letzten Monaten des vergangenen Jahres

konjunkturell etwas eingetr�bt. Schaltet man

die jahreszeitlichen Schwankungen aus und

ber�cksichtigt die recht hohe Zahl von Ar-

beitstagen, so verringerte sich die Produktion

im Mittel des vierten Quartals um 1�2 % im

Vergleich zu den Sommermonaten. Der An-

stieg der Erzeugung gegen�ber dem Vorjahr,

der im dritten Vierteljahr 5% betragen hatte,

ging auf 11�2 % zur�ck. Folgt man den Ums�t-

zen, so waren Inlands- und Auslandslieferun-

gen nahezu gleichermaßen betroffen.
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Die konjunkturell ruhige Gangart betraf so-

wohl den Investitionsg�ter- als auch den Kon-

sumg�terbereich. Bei den Investitionsg�tern

schlugen die Einschr�nkungen im Maschinen-

und Kraftfahrzeugbau sowie bei Telekommu-

nikationseinrichtungen zu Buche. Bei den Ge-

brauchsg�tern war die Entwicklung in den

wichtigen Zweigen Unterhaltungselektronik

und M�belherstellung recht ung�nstig. Gut

behauptet haben sich dagegen die Produzen-

ten von Vorerzeugnissen. Eine vergleichs-

weise schwache Entwicklung beispielsweise

in der Glas- und Keramiksparte oder f�r Ge-

r�te der Elektrizit�tserzeugung und -vertei-

lung wurde durch anhaltende Produktions-

erh�hungen in der chemischen Industrie wie

auch der Stahlerzeugung mehr als ausge-

glichen.

In der Bauwirtschaft hat sich die Gesch�fts-

entwicklung in den letzten Monaten des ver-

gangenen Jahres nicht weiter verschlechtert.

Saisonbereinigt hielt sich die Produktion des

Bauhauptgewerbes im vierten Quartal weit-

gehend auf dem Niveau der vorangegange-

nen Monate. Dies ist jedoch angesichts der

anhaltend r�ckl�ufigen Nachfrage noch kein

Zeichen f�r eine Konsolidierung. Vielmehr hat

insbesondere die vergleichsweise milde Wit-

terung Anfang Dezember die Fortf�hrung der

Arbeiten in einem gr�ßeren Umfang erlaubt.

Das im vierten Quartal mit 7 1�4 % noch ver-

gr�ßerte Minus gegen�ber der Vergleichszeit

von 2003 zeigt, wie ung�nstig die Lage der

Bauwirtschaft nach wie vor ist. Dies gilt insbe-

sondere f�r den Hochbau. Hier ist die Produk-

tion saisonbereinigt in den letzten drei Mona-

ten des vergangenen Jahres weiter r�ckl�ufig

gewesen. Dies d�rfte zu einem guten Teil mit

den erneut verringerten Wohnungsbauaktivi-

t�ten zusammenh�ngen, doch haben die zu-

nehmenden Leerst�nde sicherlich auch bei

B�rogeb�uden zu einer Einschr�nkung des

Bauvolumens beigetragen. St�rker profitiert

von den recht milden Temperaturen hat der

Tiefbau, der sich zum �berwiegenden Teil aus

�ffentlichen Auftr�gen speist. Hier hat sich

die Produktion im vierten Quartal sogar etwas

erh�ht. Die Gesch�ftst�tigkeit im Ausbauge-

2000 = 100, saisonbereinigt, vierteljährlich
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werbe d�rfte wegen der engen Bindung an

den Hochbau eher negativ gewesen sein. Be-

reits im dritten Quartal waren dort die geleis-

teten Arbeitsstunden mit – 8% st�rker als zu-

vor hinter dem Vorjahrsniveau zur�ckgeblie-

ben. �hnliches ist f�r die letzten Monate des

vergangenen Jahres zu erwarten, f�r die aber

noch keine statistischen Angaben vorliegen.

Die Lage im Handel blieb auch gegen Jahres-

ende 2004 ung�nstig. Das preisbereinigte

Umsatzniveau des Vorjahres wurde weiter

deutlich unterschritten. Immerhin hat sich der

R�ckgang im Großhandel nicht mehr ver-

st�rkt. Maßgeblich hierf�r war, dass die Ge-

sch�fte mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen

in der letzten Zeit besser liefen und auch bei

Brennstoffen und Mineral�lerzeugnissen Um-

satzausweitungen erzielt wurden. Dies hat

die unver�ndert schwache Entwicklung bei

Lebensmitteln und Genusswaren und die Ver-

schlechterung im Bereich Maschinen und

Ausr�stungen, die in Zusammenhang mit der

stockenden Entwicklung in der gewerblichen

Wirtschaft stehen d�rfte, weitgehend kom-

pensiert. Im Einzelhandel (ohne Kfz und Tank-

stellen) ist das Minus gegen�ber den Vor-

jahrsums�tzen zuletzt eher gr�ßer geworden.

Insbesondere die Verk�ufe von Unterhal-

tungselektronik sowie B�chern und Zeitschrif-

ten blieben schwach. Nach den j�ngsten Um-

fragen bei den Verbrauchern hat sich zwar

die Bereitschaft zu gr�ßeren Anschaffungen

etwas erh�ht, insgesamt waren die Haushalte

aber nach wie vor eher zur�ckhaltend. Die

Situation des Gastgewerbes, wo im Herbst

2004 die zuvor erkennbare allm�hliche Erho-

lung unterbrochen worden war, hat sich ge-

gen Jahresende wieder etwas aufgehellt. Dies

gilt insbesondere f�r die Beherbergungs-

unternehmen. Hier �bertraf das Umsatzvolu-

men zuletzt wieder das Vorjahrsergebnis. In

den Restaurantbetrieben war demgegen�ber

unver�ndert ein deutliches Minus zu verzeich-

nen.

Bei den unternehmensnahen Dienstleistern

hat sich im Einklang mit der konjunkturellen

Abflachung im Produzierenden Gewerbe

manche f�r die letzten Monate des vergange-

nen Jahres gehegte Erwartung nicht erf�llt.

Vielmehr ging nach den Umfragen des ZEW

das deutliche �bergewicht der Firmen, die im

Sommer noch von einer positiven Entwick-

lung der Ums�tze berichtet hatten, nahezu

vollst�ndig verloren. Nicht zuletzt im EDV-

Bereich sowie bei den Telekommunikations-

unternehmen gewannen im vierten Quartal

die pessimistischen Meldungen deutlich die

Oberhand. In den Architekturb�ros ist die

Hoffnung auf eine Besserung der Lage weit-

gehend geschwunden. Dies konnte durch

g�nstigere Entwicklungen bei den Firmen der

Unternehmensberatung und in der Werbung

nicht aufgefangen werden.

Der Arbeitsmarkt stand gegen Jahresende

weiterhin im Zeichen eines Anstiegs der Be-

sch�ftigung, aber gleichzeitig auch der

Arbeitslosigkeit. Nach den Angaben des Sta-

tistischen Bundesamtes hat sich die Zahl der

Erwerbst�tigen bis zum Dezember 2004 sai-

sonbereinigt auf fast 38,6 Millionen erh�ht.

Das bedeutet eine Zunahme gegen�ber dem

Ende des dritten Quartals um etwa 80 000

und innerhalb der letzten zw�lf Monate um

rund 290 000 Personen oder 0,8%. W�hrend

die Besch�ftigung in der Industrie und der

Ung�nstige
Entwicklung
im Handel

Eintr�bung bei
unternehmens-
nahen
Dienstleistern

Anhaltender
Anstieg der
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Deutsche Bundesbank

Starkes Vordringen der geringfügigen Be schäf tigungs verhältnisse

Mit Wirkung vom 1. April 2003 wurden im Rahmen des 

so genannten Hartz-II-Gesetzes auch neue Regelungen 

für die geringfügigen (und kurzfristigen) Beschäfti-

gungsverhältnisse eingeführt. So stieg die Verdienst-

grenze von 325 € auf 400 € monatlich. Zugleich entfi el 

die Begrenzung der Arbeitszeit auf wöchentlich höchs-

tens 15 Arbeitsstunden. Das Entgelt der Arbeitnehmer ist 

von Abgaben befreit. Die Arbeitgeber zahlen einen Pau-

schalsatz von 25 % des Verdienstes für die Sozialversiche-

rungsbeiträge und die Einkommensteuer. Jeder sozialver-

sicherungs pfl ichtige Beschäftigte kann abgabenfrei 

einen Nebenjob ausüben. Für beschäftigte Personen in 

privaten Haushalten ermäßigt sich der Abgabensatz auf 

12 %; der Arbeitgeber erhält einen zusätzlichen Steuer-

freibetrag von 10 % der entstandenen Kosten bis zu 

einer Steuerersparnis von maximal 510 €. Ein einfaches 

Meldeverfahren bei der Bundesknappschaft erleichtert 

die Einrichtung entsprechender Arbeitsplätze.

Die Neuordnung der Minijobs hat die Attraktivität 

geringfügiger Beschäftigungen erheblich erhöht. Ins-

besondere die hohe zeitliche Flexibilität, aber auch 

Spielräume bei der Entlohnung und einfache Verwal-

tungsvorgänge bei den amtlichen Meldungen haben die 

Nachfrage stimuliert. Hinzu kommt eine breite regio nale 

Verfügbarkeit. Schon in den neun Monaten bis Ende 

2003 hatte die Zahl der geringfügig Beschäftigten um 

etwa 700 000 auf etwa sechs Millionen zugenommen. Im 

Laufe des Jahres 2004 kamen schätzungsweise 900 000 

hinzu, so dass die Gesamtzahl auf nahezu sieben Milli-

onen gestiegen ist. Rund ein Viertel davon übte bereits 

eine voll sozialversicherungspfl ichtige Hauptbeschäf-

tigung aus, arbeitete auf der geringfügig entlohnten 

Stelle also in einem Nebenjob. Rund 1 ½ % waren in 

einem privaten Haushalt angestellt. 

Da es gleichzeitig mit der kräftigen Zunahme der gering-

fügigen Beschäftigungen zu einem deutlichen Abbau 

der voll sozialversicherungspfl ichtigen Erwerbstätigkeit 

gekommen ist, wird oft vermutet, dass in vielen Fällen 

eine Aufspaltung und Umwidmung von Vollzeitarbeits-

plätzen stattgefunden hat. Immerhin ist die Zahl der 

normal Sozialversicherungspfl ichtigen von März bis 

Ende 2003 um 450 000 gesunken, im Laufe des Jahres 

2004 belief sich der Rückgang auf etwa 300 000. Betrach-

tet man die Entwicklungen nach Wirtschaftszweigen, so 

stützen speziell die Beschäftigungs verän derungen im 

Gastgewerbe und beim Einzelhandel die Substitutions-

these. In beiden Wirtschaftszweigen war der kräftige 

Ausbau der geringfügigen Beschäftigungen von deut-

lichen Verringe rungen der „Normal“-Beschäftigungen 

begleitet. Auf der anderen Seite wurden nicht zuletzt 

bei den unternehmensnahen Dienstleistern sowie im 

Gesundheitswesen beide Beschäfti gungskategorien 

merklich aufgestockt. Ein ähnliches Nebeneinander wird 

in einer Untersuchung der Bundesagentur für Arbeit 1) 

auf der Basis von Betriebsdaten erkennbar. So stand in 

rund 180 000 Betrieben einem Rückgang der Zahl der 

Sozialversiche rungspfl ichtigen im Zeitraum März 2003 

1 Vgl.: Mini- und Midijobs in Deutschland, Sonderbericht 2004.
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bis März 2004 um gut eine halbe Million ein Zuwachs 

bei den Minijobs von knapp 400 000 gegenüber. Nicht 

gering sind andererseits aber auch die Fälle, bei denen 

beide Beschäftigungsarten zunahmen oder der Anstieg 

der voll sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitnehmer 

von einem Rück gang der geringfügig Beschäftigten 

begleitet war. Stellt man auf die Gruppe der Arbeitneh-

mer ab, so sind mit knapp 450 000 nahezu gleich viele 

Personen von einer geringfügigen in eine „normale“ 

Beschäftigung gewechselt wie umgekehrt. Als Fazit der 

vorliegenden Untersuchung kann festgehalten werden, 

dass es teilweise zu Austauschprozessen zwischen den 

jeweiligen Beschäftigungsformen gekommen ist. Grö-

ßer aber war wohl die Zahl der Fälle, bei denen neue 

Arbeitsmöglichkeiten geschaffen wurden. 

Der Frage nach der Eingliederung von ehemals Arbeits-

losen in eine geringfügige Beschäftigung ist eine Unter-

suchung des Rheinisch-Westfälischen Instituts (RWI) 2)

nachgegangen. Danach waren rund 15 % der Erwerbstä-

tigen in Minijobs vor der Aufnahme der geringfügigen 

Beschäftigung arbeitslos gewesen. Da aber zumeist die 

für ein Ausscheiden aus der amtlichen Zählung notwen-

dige Zahl von 15 Wochenstunden nicht erreicht wird, 

bleiben die Personen in der Regel arbeitslos gemeldet. 

Lediglich 3 % aller geringfügig Beschäftigten überschrei-

ten die statistische Grenze. Bei großen Unterschieden im 

Einzelnen beträgt die wöchentliche Arbeitszeit im Mit-

tel etwas weniger als zehn Stunden. Der recht geringe 

Anteil jener „Mini-Jobber“, die früher arbeitslos waren, 

erklärt sich daraus, dass zwei Fünftel der vom RWI 

befragten Personen zuvor Hausfrau/-mann gewesen 

waren und etwa ein weiteres Viertel eine Rente bezog 

oder in Ausbildung stand. Der überwiegende Teil der 

geringfügig Beschäftigten kommt damit aus der so 

genannten Stillen Reserve beziehungsweise einem aus-

geweiteten Erwerbspersonenpotential. 

Die Neuregelung der geringfügigen Beschäftigung 

dürfte auch zu einem Abbau der Schwarzarbeit beige-

tragen haben. Hierfür sprechen zumindest die Meldun-

gen aus den Privaten Haushalten. Am Haushaltsscheck-

verfahren waren zu Ende des dritten Quartals 2004 

knapp 90 000 „Mini-Jobber“ beteiligt. Das waren rund 

60 000 mehr als im Juni 2003, als die statistische Erfas-

sung begann. 

Die bislang vorliegenden Ergebnisse erlauben nur eine 

erste Bewertung eines Teils des gesamten Reformpakets. 

Insgesamt fällt der Befund recht differenziert aus und 

kann keineswegs im Sinne eines Scheiterns des Reform-

ansatzes interpretiert werden. Vielmehr lässt sich der 

Minijob-Boom als Aufforderung verstehen, auch die 

Kernbereiche des Arbeitsmarktes stärker zu fl exibilisie-

ren. Wichtig ist zudem, dass die Minijobs einen verstärk-

ten Beitrag zur Integration von Arbeitslosen leisten. Eine 

weniger restriktive Gestaltung der Anrechnungs praxis,

die für die Empfänger von Arbeitslosengeld II den 

Anreiz zur Aufnahme eines Minijobs – insbesondere im 

Vergleich zu den „Ein-Euro-Jobs“ – erhöht, wäre deshalb 

angezeigt.

2 Vgl.: Aspekte der Entwicklung der Minijobs, Gutachten im Auftrag 
der Minijob-Zentrale der Bundesknappschaft 2004. — 3 Enthält auch 

die Fälle ohne Veränderung  — 4 Betriebe, die entweder im März 2003 
oder im März 2004 keine Beschäftigten hatten.

Ver�nderungen von sozialversicherungs-
pflichtigen und geringf�gigen Besch�ftigungen

M�rz 2003 bis M�rz 2004, in 1 000

Kategorie
Ver�n-
derung

Zahl der
Betriebe

Sozialver-
sicherungs-
pflichtige
A

Geringf�gig
Besch�ftigte
B

A
B

–
+

182 – 558 + 379

A
B

+ 3)

+
278 + 532 + 538

A
B

+ 3)

– 3)
1 283 + 937 – 320

A
B

–
– 3)

404 – 1 829 – 281

Zuordnung nicht m�glich 4) 646 + 354 + 207

insgesamt 2 793 – 564 + 523
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Bauwirtschaft bis zuletzt r�ckl�ufig war

– wenn auch mit abnehmender Tendenz –, ist

sie im Dienstleistungssektor verst�rkt ange-

stiegen. Im Mittelpunkt standen dabei die

der gewerblichen Wirtschaft zuarbeitenden

Dienstleister sowie die in den privaten Haus-

halten besch�ftigten Arbeitnehmer. Hierbei

d�rfte es sich �berwiegend um geringf�gige

Besch�ftigungen handeln. Diese sind in den

letzten Monaten wahrscheinlich erneut aus-

geweitet worden. Am Jahresende 2004 d�rf-

ten insgesamt rund 8 1�2 Millionen solcher Ar-

beitsverh�ltnisse bei der Bundesknappschaft

gemeldet gewesen sein. Daneben wurde der

Anstieg der Erwerbst�tigkeit auch von ehe-

mals Arbeitslosen gest�tzt, die sich mit finan-

zieller Hilfe der Arbeitsverwaltung unter an-

derem in der Form von Ich-AGs selbst�ndig

gemacht haben. Die dabei gezahlten Exis-

tenzgr�ndungszusch�sse wurden nahezu

225 000 Personen gew�hrt, �berbr�ckungs-

geld erhielten im Dezember 90 000 Personen.

Dar�ber hinaus sind vermehrt Arbeits-

gelegenheiten mit Mehraufwandsentsch�di-

gung (sog. Ein-Euro-Jobs) entstanden. Die

Zahl der voll sozialversicherungspflichtigen

Besch�ftigungen, die st�rker von der kon-

junkturellen Entwicklung bestimmt wird, ist

dagegen bis zuletzt r�ckl�ufig gewesen. Im-

merhin hat sich hier der Abbau abge-

schw�cht. Im November, bis zu dem die

statistischen Angaben gegenw�rtig reichen,

wurde der Vorjahrsstand noch um reichlich

1% unterschritten, was mehr als 300 000

Arbeitnehmern entspricht. Mitte 2004 hatte

die Abnahme noch 1,6% beziehungsweise

430 000 Personen betragen.

Die in der Entwicklung der sozialversiche-

rungspflichtigen Besch�ftigung erkennbare

konjunkturell ung�nstige Arbeitsmarktlage

d�rfte dazu beigetragen haben, dass die

Arbeitslosigkeit auch im Herbst vergangenen

Jahres zugenommen hat. Ende Dezember

�bertraf die Zahl der Betroffenen nach den

Angaben der Bundesagentur f�r Arbeit sai-

sonbereinigt den Stand vom September um

gut 40 000. Maßgeblich f�r den starken An-

stieg im Januar 2005 um saisonbereinigt

vierteljährlich, saisonbereinigt
Mio.
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225 000 waren im Wesentlichen die Arbeits-

los-Meldungen von ehemaligen, erwerbsf�hi-

gen Sozialhilfeempf�ngern, bei denen der Be-

zug von Arbeitslosengeld II eine Registrierung

erforderlich macht. Bis Ende Januar erh�hte

sich die Zahl der bei der Arbeitsverwaltung

registrierten Arbeitslosen daher in den

Ursprungswerten auf 5,04 Millionen. Kon-

junkturell ist die Arbeitslosigkeit weitgehend

unver�ndert geblieben. Die Arbeitslosen-

quote nach der Rechnung der Bundesagentur

erreichte saisonbereinigt 11,4%.

Die starke Zunahme der registrierten Arbeits-

losigkeit zu Jahresbeginn hat zu einer Diskus-

sion �ber die richtige Interpretation der ge-

messenen Arbeitslosenquote gef�hrt. Nach

der derzeit geltenden Methode der Bundes-

agentur f�r Arbeit werden jene Personen als

arbeitslos gez�hlt, die nicht oder nicht mehr

als 15 Wochenstunden arbeiten, eine Arbeit

mit einer gr�ßeren Stundenzahl suchen, der

Arbeitsvermittlung zur Verf�gung stehen und

sich pers�nlich bei der Arbeitsverwaltung

gemeldet haben. Allerdings haben Statistik-

effekte bereits im Jahr 2003 eine erhebliche

Rolle gespielt. Ab Januar 2004 werden Teil-

nehmer von Trainings- und Eignungsfeststel-

lungsmaßnahmen nicht mehr als arbeitslos

registriert. Die in den letzten Jahren vorge-

nommenen administrativen Maßnahmen und

methodischen Umstellungen haben per saldo

die analytische Aussagekraft der Arbeitslo-

senstatistik verbessert, obgleich der Zeitver-

gleich hierdurch vor�bergehend gest�rt wird.

Allerdings bleibt die Quote aus einer ganzen

Reihe von Gr�nden ein unvollkommenes Maß

f�r den Umfang und die Schwere der chro-

nischen Unterbesch�ftigung in Deutschland.

Die Probleme am deutschen Arbeitsmarkt

sind zudem zu vielschichtig, als dass sie mit

einem Indikator erfasst werden k�nnten. So

d�rfte auch der Mangel an wettbewerbs-

f�higen Arbeitspl�tzen h�her zu veranschla-

gen sein.
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Nachfrage

Die Nachfrage nach deutschen Industrie-

erzeugnissen hat sich im Dezember des

vorigen Jahres wieder sp�rbar belebt. Im vier-

ten Quartal insgesamt ging sie saisonberei-

nigt um knapp 2% �ber das Niveau des

vorangegangenen Vierteljahres hinaus. Wie

die Verringerung des Anstiegs im Vorjahrsver-

gleich auf 4 1�4 % gegen�ber 5 3�4 % im dritten

Vierteljahr zeigt, hielt sich die konjunkturelle

Dynamik dennoch in Grenzen. Dies gilt umso

mehr, als im Dezember eine ungewohnte

H�ufung von Großauftr�gen zu verzeichnen

war. Insbesondere Teile des Maschinenbaus

und der sonstige Fahrzeugbau, in dem unter

anderem der Schiffbau wie auch der Luft-

fahrzeugbau erfasst werden, waren betrof-

fen.

Auf diese Branchen konzentrierten sich auch

die großen inl�ndischen Gesch�ftsabschl�sse.

Insgesamt �bertrafen die saisonbereinigten

Auftragseing�nge aus dem Inland im Mittel

der letzten drei Monate des Jahres das Vor-

quartal um 3%. Die Verst�rkung des Auf-

tragsflusses wurde weit �berwiegend von

den Investitionsg�tern getragen. Neben dem

sonstigen Fahrzeugbau verzeichnete auch der

Straßenfahrzeugbau eine deutliche Zunahme

der Bestellungen. Im Bereich der Konsum-

g�ter konnte die Auftragsflaute des Sommers

wieder ausgeglichen und nahezu Anschluss

an das Fr�hjahrsergebnis erreicht werden.

Demgegen�ber gingen die Bestellungen bei

den Produzenten von Vorleistungsg�tern im

vierten Quartal nicht �ber das Sommerniveau

hinaus.

Auch die Nachfrage des Auslands nach deut-

schen Industrieerzeugnissen war saisonberei-

nigt im Herbstquartal h�her als im Zeitraum

Juli bis September, was ebenfalls mit zahl-

reichen Großauftr�gen im Dezember zusam-

menhing. Diese f�hrten insbesondere im Be-

reich der Investitionsg�ter zu einer Zunahme

der Gesch�ftsabschl�sse im Jahresschluss-

quartal insgesamt gegen�ber dem dritten

Vierteljahr. Deutlich verbessert hat sich zu-

Volumen, 2000 = 100, saisonbereinigt,
vierteljährlich, log. Maßstab
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dem die Auftragslage bei den Konsumg�tern.

Mit einem saisonbereinigten Anstieg um

5 1�2 % in den letzten drei Monaten von 2004

wurde das beste Quartalsergebnis im gesam-

ten Jahr erreicht. Dies hat zu einer Kompen-

sation der r�ckl�ufigen Bestellungen bei den

Vorleistungsg�tern beigetragen. Hier muss-

ten speziell die Stahlhersteller Einbußen

gegen�ber den hohen Auftr�gen im Sommer

hinnehmen, w�hrend in der chemischen In-

dustrie die Nachfrage nochmals zugenom-

men hat.

Die Auftragslage in der Bauwirtschaft blieb

bis zuletzt ung�nstig. Hatte die Entwicklung

der Nachfrage nach Leistungen des Bau-

hauptgewerbes w�hrend des Sommers noch

auf eine allm�hliche Stabilisierung hingedeu-

tet, so war im November ein neuerlicher

R�ckgang zu verzeichnen. Saisonbereinigt

wurde das schon niedrige Niveau des dritten

Quartals im Mittel der beiden Herbstmonate

Oktober und November um rund 11�2 % un-

terschritten. Gegen�ber dem Vergleichsstand

des Vorjahres ergibt sich ein Minus von �ber

einem Zehntel. Weitaus st�rker fiel die Ab-

nahme im Wohnungsbau aus. Hier verringer-

ten sich die Auftr�ge binnen Jahresfrist um

rund 18%. Saisonbereinigt waren sie im Ok-

tober/November um 4% niedriger als im drit-

ten Quartal. Mit saisonbereinigt lediglich

noch 11 800 Einheiten haben sich die Woh-

nungsgenehmigungen im Einfamilienhaus-

bau gegen�ber dem letzten H�chststand aus

dem Jahr 1999 nahezu halbiert. Im Geschoss-

wohnungsbau sind die Antr�ge verglichen

mit 1994, f�r das die ersten gesamtdeutschen

Zahlenangaben vorliegen, inzwischen auf we-

niger als ein F�nftel gesunken. Im �ffent-

lichen Bau haben sich die Auftragsvergaben in

den beiden Monaten Oktober und November

saisonbereinigt um 2 3�4 % gegen�ber dem

Sommer verringert. Allein der gewerbliche

Bau konnte sich behaupten. Nach Ausschal-

tung der jahreszeitlich �blichen Schwankun-

gen und der Arbeitstageeffekte kam es zu

einem leichten Anstieg der Auftragsein-

g�nge. Wenngleich damit seit dem Fr�hjahr

2004 das Orderniveau weitgehend unver�n-

dert geblieben ist, zeigt das Minus im Vor-

jahrsvergleich von 10%, dass es auch in die-

sem Bereich zu starken Nachfrageeinschr�n-

kungen gekommen ist.

G�nstiger sind die Nachfrageperspektiven bei

den Unternehmensdienstleistern. Gem�ß der

Befragung durch das ZEW im vierten Quartal

2004 beurteilen die Unternehmen insgesamt

Verbraucherpreise

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %

2004 2005

Position 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. Jan.

Nahrungsmittel – 0,3 – 0,6 – 1,0 – 1,1

Gewerbliche Waren 1,8 1,6 1,8 1,4
darunter:

Tabakwaren 12,2 12,2 16,2 24,3
Medikamente und
therapeutische Ger�te 23,2 23,2 23,1 5,4

Energie 4,9 6,1 7,1 5,3
darunter:

Mineral�lprodukte 7,7 10,3 11,2 5,9

Dienstleistungen 2,4 2,3 2,4 2,4
darunter:

Ambulante und station�re
Gesundheitsdienst-
leistungen 17,0 18,7 18,5 2,6

Mieten 1,0 1,0 1,2 1,0

Insgesamt 1,7 1,8 2,0 1,6

Insgesamt ohne Saisonwaren,
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Gesundheitspflege 0,5 0,5 0,4 0,7
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die Auftragslage recht positiv. Allerdings gibt

es gr�ßere Unterschiede zwischen den einzel-

nen Branchen als in der Vergangenheit. Mit

einer sehr g�nstigen Einstufung stehen die

Firmen des Telekommunikationssektors an

der Spitze, dicht gefolgt von den Steuerbera-

tern und Wirtschaftspr�fern. Stark negativ

sind demgegen�ber die Erwartungen in den

Architekturb�ros sowie im Bereich technische

Beratung und Planung. Dies d�rfte mit den

zur�ckhaltenden Investitionsaktivit�ten in der

Industrie sowie insbesondere bei Bauprojek-

ten zusammenh�ngen.

Preise

Der Preisanstieg in den letzten Monaten des

vergangenen Jahres hielt sich insgesamt in

Grenzen. W�hrend im Inland erneut steuer-

liche Einfl�sse deutlich zu Buche schlugen,

kamen von der außenwirtschaftlichen Seite

eher d�mpfende Effekte. Saisonbereinigt sind

die deutschen Einfuhrpreise seit Oktober, in

dem der letzte H�chststand erreicht wurde,

leicht r�ckl�ufig gewesen. Im Dezember gin-

gen sie kaum mehr �ber das Niveau vom

Fr�hjahr 2004 hinaus. Die Vorjahrsrate ver-

minderte sich von 4,1% auf 2,2%. Entschei-

dend hierf�r war, dass Roh�l und Mineral�l-

erzeugnisse, die zu Herbstbeginn um die

H�lfte teurer als ein Jahr zuvor gewesen wa-

ren, preiswerter eingef�hrt werden konnten.

Der Preisr�ckgang war immerhin so stark,

dass die gegenl�ufige Bewegung bei Gas, das

traditionell den �lpreisen mit einer zeitlichen

Verz�gerung von etwa einem halben Jahr

folgt, �berkompensiert wurde. Hinzu kam

eine erste Abschw�chung des Preisauftriebs

bei Stahlerzeugnissen. Rohstoffe und Halb-

waren sind daher insgesamt etwas billiger ge-

worden. Bei den Fertigwaren hat das Preis-

niveau, das schon seit l�ngerem unter dem

des Vorjahres liegt, wohl nicht zuletzt wegen

der Aufwertung des Euro weiter leicht nach-

gegeben.

Bei den Abgabepreisen der Industrie im In-

landsabsatz stand der Verbilligung der Ener-

gie die zweite Anhebung der Tabaksteuer

gegen�ber. Diese bewirkte, dass sich der

R�ckgang der Erzeugerpreise im Dezember

nicht fortsetzte. Saisonbereinigt ergab sich

vielmehr ein leichter Anstieg. Die Vorjahrs-

rate, die im November auf 2,8% gefallen

war, erh�hte sich auf 2,9%. Ohne Tabakwa-

ren gerechnet, ergibt sich ein R�ckgang von

2,6% auf 2,4%. Dabei wirkte sich aus, dass

2000 = 100, saisonbereinigt, log. Maßstab
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die Verteuerung der Vorleistungen mit der

Beruhigung der Stahlpreise zum Stillstand ge-

kommen ist. Bei den �brigen Industrieerzeug-

nissen hielten sich die Preisver�nderungen bis

zuletzt in engen Grenzen. Investitionsg�ter

wie auch Konsumg�ter (ohne Tabakwaren)

waren im Dezember lediglich um 0,6% be-

ziehungsweise 0,5% teurer als vor Jahres-

frist.

Die Preise f�r Bauleistungen, die nach l�nge-

rem Stillstand im Fr�hjahr 2004 nach oben in

Bewegung gekommen waren, haben sich

auch im vierten Quartal nochmals leicht er-

h�ht. Der Vorjahrsabstand der Baupreise ins-

gesamt erweiterte sich auf 1,7%. Insbeson-

dere der Hochbau war betroffen. Bei Be-

triebsgeb�uden mussten 2,6% mehr bezahlt

werden, f�r B�rogeb�ude waren es 2,0%

und im Wohnungsbau 1,7%. Ein wesent-

licher Kostenfaktor waren die sp�rbaren

Preiserh�hungen f�r Stahlerzeugnisse. Da

dies im Straßenbau weit weniger von Bedeu-

tung ist, haben dort kaum Preisver�nderun-

gen stattgefunden.

Die Immobilienpreise f�r Wohngeb�ude (Rei-

henh�user und Eigentumswohnungen) sind

nach den von der Bundesbank zusammenge-

fassten Regionalangaben der BulwienGesa

AG im Jahr 2004 weiter gesunken. Im Bereich

des Erstbezugs beliefen sich die Preisab-

schl�ge wie im Vorjahr auf rund 1%, beim

Wiederverkauf waren es sogar gut 2%. Ge-

brauchte Immobilien waren damit im letzten

Jahr nicht teurer als 1993. Neu errichtete

H�user und Wohnungen konnten einschließ-

lich Grundst�ck zu �hnlichen Kaufpreisen wie

Ende der neunziger Jahre erworben werden.

F�r die von den privaten Haushalten gekauf-

ten Waren und Dienstleistungen mussten im

Januar dieses Jahres nach dem nationalen wie

dem in der EWU Harmonisierten Preisindex

1,6% mehr aufgewendet werden als zw�lf

Monate zuvor. Der R�ckgang im Vergleich

zum Dezember 2004, als die Ver�nderungs-

rate noch 2,1% beziehungsweise 2,2% be-

tragen hatte, resultiert zu einem guten Teil

aus dem Basiseffekt der Gesundheitsreform,

die Anfang vergangenen Jahres preiswirksam

geworden war. Hinzu kamen vergleichsweise

geringe Preisanhebungen im Bereich der Nah-

rungsmittel sowie recht kr�ftige Preisr�ck-

g�nge bei Bekleidung und Schuhen im Zu-

sammenhang mit Sonderverk�ufen. Verteuert

haben sich hingegen Dienstleistungen. Hier

hat sich insbesondere die Erh�hung der Kraft-

fahrzeugsteuer f�r �ltere Fahrzeuge mit

2000 = 100, Jahresdurchschnitte, log. Maßstab
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h�herem Schadstoffausstoß sowie der Kfz-

Versicherungen niedergeschlagen. Zudem

sind die Preissenkungen f�r Pauschalreisen

und im Beherbergungsgewerbe geringer aus-

gefallen als in den vergangenen Jahren �b-

lich.




